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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
GreenSign Institut GmbH 

 
 

1. Allgemeines, Geltungsbereich 

1.1 
Die GreenSign Institut GmbH (nachfolgend 
GreenSign genannt), Nürnberger Straße 49, 10789 
Berlin, E-Mail: info@greensign.de, zertifiziert Nach-
haltigkeitsleistungen, insbesondere Nachhaltig-
keitsleistungen von Hotelbetrieben (GreenSign Ho-
tel) aber auch von anderen Betriebstypen. Die Zer-
tifizierung erfolgt nach einer Bewertung eines Be-
triebes auf Basis eines von GreenSign aufgestellten 
Konformitätsbewertungsprogramm. Änderungen 
am Konformitätsbewertungsprogramm erfolgen auf 
Ermessen von GreenSign. GreenSign wird bei Än-
derungen insbesondere gesetzliche Anforderungen 
oder Marktentwicklungen berücksichtigen. Die Än-
derungen werden für einen bereits zertifizierten Be-
trieb erst mit einer Rezertifizierung wirksam. 
 
1.2 
GreenSign erbringt die Zertifizierungsleistungen nur 
gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB) und juristi-
schen Personen des privaten Rechts. Diese Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend AGB 
genannt) sind deshalb grundsätzlich für den Ver-
kehr mit diesen Personengruppen verfasst und gel-
ten für alle Geschäftsbeziehungen von GreenSign 
mit solchen Auftraggebern. 
 
1.3 
Diese AGB gelten ausschließlich. Abweichende, 
entgegenstehende oder ergänzende AGB des Auf-
traggebers werden nur dann und insoweit Vertrags-
bestandteil, falls GreenSign ihrer Geltung ausdrück-
lich zustimmt. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall und zwar auch dann, wenn GreenSign in 
Kenntnis der AGB des Auftraggebers Leistungen an 
ihn vorbehaltlos erbringt. 
 
Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarun-
gen mit dem Auftraggeber (einschließlich Nebenab-
reden, Ergänzungen und Änderungen) haben Vor-
rang vor diesen AGB. 
 
2. Vertragsgegenstand und Leistungen 

2.1 
Der Gegenstand des Auftrages sowie die Leistun-
gen von GreenSign sowie deren Umfang ergeben 
sich aus dem individuell mindestens in Textform ab-
geschlossenen Auftrag mit dem Auftraggeber. 
 
2.2 
GreenSign erbringt seine Leistungen auf der Grund-
lage der mindestens in Textform vorliegenden ver-
traglichen Vereinbarungen dieser AGB sowie unter 
Beachtung der zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses geltenden Vorschriften. GreenSign ist be-
rechtigt, die Art und Weise der Zertifizierungsleis-
tungen nach sachgemäßem Ermessen selbst zu be-
stimmen, soweit keine Vereinbarungen in Textform 
oder zwingende Vorschriften entgegenstehen bzw. 
eine bestimmte Vorgehensweise erfordern. 

2.3 
GreenSign ist berechtigt, zur Auftragsdurchführung 
auch Unterauftragnehmer einzusetzen. GreenSign 
ist berechtigt, Beobachter für die Auftragsdurchfüh-
rung einzusetzen. 
 
3. Mitwirkungspflichten 

3.1 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle im Rahmen 
des Selbstauskunftsprozesses notwendigen Anga-
ben zutreffend in das ihm zur Verfügung gestellte 
Onlinetool einzutragen und GreenSign etwa not-
wendige Unterlagen per Upload, sofern diese Mög-
lichkeit zur Verfügung steht, oder ersatzweise auf 
herkömmlichem Wege (E-Mail oder Post), sofern 
keine Möglichkeit eines Uploads besteht, zukom-
men zu lassen. 
 
3.2 
Der Auftraggeber ist bei etwaigen Rückfragen zu-
dem verpflichtet, GreenSign weitere erforderliche 
Informationen zu geben und Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
3.3 
Damit ein Zertifikat erteilt/eine Konformität bestätigt 
werden kann, bedarf es einer Überprüfung der 
Selbstauskunft durch ein Audit. Dieses Audit führt 
GreenSign, innerhalb von drei Monaten nach Ab-
schluss des Selbstauskunftsprozesses durch. 
 
Der Auftraggeber erhält für das Audit zwei Termin-
vorschläge. Sollte keiner der beiden Terminvor-
schläge angenommen werden, muss der Auftragge-
ber seinerseits innerhalb von 10 Arbeitstagen nach 
Übermittlung der Terminvorschläge GreenSign zwei 
Termine für das Audit vorschlagen, an die er gebun-
den ist. Sollte der Auftraggeber innerhalb der Frist 
keine verbindlichen Termine vorschlagen, verwirkt 
er eine Vertragsstrafe in Höhe der vertraglich ver-
einbarten Audit-Gebühr. Die Vertragsstrafe wird auf 
etwa bestehende Schadensersatzansprüche ange-
rechnet. 
 
Im Audit werden die Angaben, die der Auftraggeber 
im Rahmen der Selbstauskunft gemacht hat, durch 
Einsicht in die vom Auftraggeber vorzulegenden Do-
kumente des Betriebes des Auftraggebers und 
durch eine Begehung des Betriebs geprüft und ge-
gebenenfalls angepasst. Dabei muss der Auftrag-
geber Zugang zu der entsprechenden Ausstattung, 
dem Standort/den Standorten, dem Bereich/den 
Bereichen sowie dem Personal und den beauftrag-
ten Dienstleistern des Auftraggebers gewähren. 
Das Audit führt ein von GreenSign bestellter Auditor 
durch. Der Auditor wird von GreenSign nach billi-
gem Ermessen bestellt. Nach dem Audit und der 
nachfolgenden positiven Zertifizierungsentschei-
dung erhält der Auftraggeber einen Auditbericht und 
ein Zertifikat mit dem Ergebnis der Zertifizierung/der 
Konformitätsbewertung. 
 
Die Zertifizierung wird regelmäßig durch GreenSign 
überwacht. Hierzu erfolgt auch ein jährliches Über-
wachungsaudit, das remote erfolgen kann. Für das 
Überwachungsaudit sowie für den Fall im Rahmen 
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der Überwachung festgestellter Hinweise, die kon-
formitätserheblich sind, hat der Auftraggeber für die 
Durchführung des Überwachungsaudits sowie zur 
Klärung dieser Hinweise die gleichen Mitwirkungs-
pflichten, die im Rahmen des Audits bestehen. 
 
3.4 
Der Auftraggeber muss Beschwerden, die ihm in 
Bezug auf die Einhaltung der Zertifizierungsanfor-
derungen bekannt gemacht wurden, aufzeichnen, 
aufbewahren, diese auf Anfrage von GreenSign zur 
Verfügung stellen. Wo nötig, muss der Auftraggeber 
geeignete Maßnahmen ergreifen und dokumentie-
ren, die die Einhaltung der Anforderungen an die 
Zertifizierung beeinflussen. 
 
3.5 
Der Auftraggeber stellt sicher, dass die Auditoren 
von GreenSign während der Prüfung Zugang zu al-
len für die Bewertung relevanten Bereichen, Infor-
mationen und Dokumenten erhalten. Die Bereitstel-
lung erfolgt innerhalb der von GreenSign mitgeteil-
ten Fristen. Kommt der Auftraggeber seinen Mitwir-
kungspflichten nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgerecht nach, ist GreenSign berechtigt; das Au-
dit zu verschieben, das Zertifizierungsverfahren 
auszusetzen, oder im Fall wiederholter oder 
schwerwiegender Verstöße die Zertifizierung zu 
verweigern oder zu entziehen. Etwaige zusätzliche 
Aufwendungen, die durch Verzögerungen oder 
Wiederholungen entstehen, können dem Auftragge-
ber in Rechnung gestellt werden. 
 
4. Zertifizierung/Dauer 

4.1 
Die Zertifizierung sowie die Dauer des Rechts zur 
Nutzung des Zertifikats/der Konformitätsbewertung 
richten sich nach den Auftragsbestimmungen. Im 
Übrigen ist die Nutzung des Zertifikats ein für den 
Auftraggeber nicht veräußerbares Recht und darf im 
Falle eines Betreiber- und/oder Inhaberwechsels 
nicht an den neuen Betreiber- und/oder Inhaber 
ohne schriftliche Zustimmung von GreenSign wei-
tergegeben werden. Dies gilt auch für einen Gesell-
schafterwechsel bei Personen- und Kapitalgesell-
schaften - nur GmbH - sowie bei einer Nachfolge 
von Todes wegen. GreenSign ist umgehend über ei-
nen Betreiber- und/oder Inhaber-/Gesellschafter-
wechsel schriftlich in Kenntnis zu setzen. Green-
Sign ist berechtigt, über die Belassung der Zertifi-
zierung bei einem Betreiber- und/oder Inhaber-/Ge-
sellschafterwechsel in billigem Ermessen zu ent-
scheiden und mit dem Nachfolger eine neue Verein-
barung abzuschließen. Unabhängig hiervon bleibt 
der Auftraggeber aus der Vereinbarung mit Green-
Sign verpflichtet. 
 
4.2 
Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Zertifizie-
rungsurkunde und alle ihm zur Verfügung gestellten 
sonstigen Darstellungen der Zertifizierung nur wäh-
rend der Geltungsdauer auf- und auszuhängen und 
nur in diesem Zeitraum die Konformitätsbewertung 
zum Zweck der Information und Vermarktung zu 
nutzen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Zer-
tifizierung/Konformitätsbewertung nicht in einer 
Weise zu verwenden, die GreenSign in Misskredit 

bringen könnte, sowie keinerlei Äußerungen über 
die Zertifizierung/Konformitätsbewertung zu treffen, 
die GreenSign als irreführend oder unberechtigt be-
trachten könnte. Dazu zählen Aussagen, die impli-
zieren, dass die Zertifizierung für Aktivitäten und 
Standorte außerhalb des Geltungsbereichs der Zer-
tifizierung/Konformitätsbewertung liegt. Wenn der 
Auftraggeber andere Zertifizierungsdokumente zur 
Verfügung stellt, so müssen die Dokumente in ihrer 
Gesamtheit bzw. so, wie im Konformitätsbewer-
tungsprogramm festgelegt, vervielfältigt werden. 
Der Auftraggeber verpflichtet sich, bei Bezugnahme 
auf die Zertifizierung/Konformitätsbewertung in 
Kommunikationsmedien wie z. B. Dokumenten, 
Broschüren oder Werbematerialien die Anforderun-
gen von GreenSign oder wie im Konformitätsbewer-
tungsprogramm festgelegt zu erfüllen. Der Auftrag-
geber verpflichtet sich, alle Anforderungen zu erfül-
len, die im Konformitätsbewertungsprogramm be-
schrieben sind und die sich auf die Verwendung von 
Konformitätszeichen sowie auf Informationen in Be-
zug auf den Betrieb beziehen. 
 
4.3 
GreenSign hat das Recht, die Ergebnisse der Zerti-
fizierung/der Konformitätsbewertung zu verwerten. 
Der Auftraggeber erklärt sich dabei ausdrücklich da-
mit einverstanden, dass GreenSign die Ergebnisse 
der Zertifizierung/der Konformitätsbewertung veröf-
fentlicht und/oder an Tourismusinstitutionen, Hotel-
führer und Ähnliches weitergibt. 
 
4.4 
Drei Jahre nach erteiltem Auftrag und bei einer po-
sitiven Zertifizierungsentscheidung endet die Gültig-
keit des erteilten Zertifikats. 
 
Für den Fall des Ablaufs der Zertifizierung ohne Fol-
gezertifizierung (Rezertifizierung) oder eines ander-
weitigen Beendigungsgrunds (z.B. fristlose Kündi-
gung wegen Verstoß gegen die vertraglichen Best-
immungen nach Abmahnung) der Nutzungsrechte 
des erteilten Zertifikats ist der Auftraggeber ver-
pflichtet, die Zertifizierungsurkunde und alle ihm zur 
Verfügung gestellten sonstigen Darstellungen der 
Zertifizierung unverzüglich aus dem Öffentlichkeits-
bereich seines Betriebes auf seine Kosten zu ent-
fernen, alles an GreenSign herauszugeben und jeg-
liche Werbung, die auf die Zertifizierung verweist, zu 
unterlassen. Kommt der Auftraggeber dem auch 
nach einer Aufforderung mit Fristsetzung nicht 
nach, ist er neben den Lizenzgebühren, die durch 
die vertragswidrige Nutzung als Schadensersatz 
anfallen, verpflichtet, zusätzlich eine Vertragsstrafe 
in Höhe einer Jahreslizenzgebühr zu zahlen. Die 
Vertragsstrafe wird auf etwa bestehende Schadens-
ersatzansprüche angerechnet. 
 
Für den Fall einer Rezertifizierung muss die Ent-
scheidung über eine Rezertifizierung nach einer ak-
tuellen Selbstauskunft und dem darauffolgenden 
Audit bis zum Ablauf der Gültigkeit des erteilten Zer-
tifikats erfolgen. Die Mitwirkungspflichten gelten ent-
sprechend. Das bestehende Zertifikat ist mit Ablauf 
der Gültigkeit nicht mehr zu verwenden. Die Pflich-
ten für den Auftraggeber aus dem vorherigen Ab-
satz gelten entsprechend. 
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4.5 
Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Sicherstellung 
der fortlaufenden Erfüllung der Zertifizierungsanfor-
derungen und dazu, GreenSign umgehend von Ver-
änderungen zu unterrichten, die Einfluss auf das 
Zertifizierungsergebnis/die Konformitätsbewertung 
haben. 
 
4.6 
GreenSign ist berechtigt, ein erteiltes Zertifikat aus-
zusetzen oder zurückzunehmen, wenn: 
 die Voraussetzungen für die Zertifizierung nicht 

mehr erfüllt sind, 
 wesentliche Feststellungen nicht fristgerecht be-

hoben werden, 
 der Auftraggeber Mitwirkungspflichten gemäß 

Ziffer 3 nicht einhält, 
 das Zertifizierungszeichen irreführend oder 

missbräuchlich verwendet wird, 
oder bei Vorliegen sonstiger schwerwiegender Ver-
stöße gegen die vertraglichen Vereinbarungen oder 
das Konformitätsbewertungsprogramm. 
 
Die Aussetzung oder Rücknahme wird dem Auftrag-
geber schriftlich mitgeteilt. In diesem Fall ist der Auf-
traggeber verpflichtet, die Nutzung des Zertifikats 
und aller ihm zur Verfügung gestellten sonstigen 
Darstellungen der Zertifizierung unverzüglich einzu-
stellen. GreenSign ist berechtigt, die Entscheidung 
zu veröffentlichen und/oder den relevanten Stellen 
mitzuteilen. 
 
Mit einer Aussetzung oder Rücknahme bleibt der 
Auftraggeber weiterhin aus dem Auftrag verpflichtet. 
 
GreenSign ist bei Beschwerden und sonstigen 
schwerwiegenden Verstößen gegen die vertragli-
chen Vereinbarungen oder das Konformitätsbewer-
tungsprogramm berechtigt, außerordentliche Über-
prüfungen und Audithandlungen beim Aufraggeber 
zu verlangen. 
 
5. Zahlungsverpflichtungen, Zahlungsbe-
dingungen 

5.1 
Die Zahlungsverpflichtungen und Zahlungsbedin-
gungen ergeben sich aus dem individuell abge-
schlossenen Auftrag. Im Übrigen schuldet der Auf-
traggeber die Vergütung nach den zum Zeitpunkt 
der Leistungserbringung gültigen Preisen gemäß 
der jeweils gültigen Preisliste, die auf der Website 
von GreenSign (www.greensign.de/lizenzen) veröf-
fentlicht ist. Alle Preise verstehen sich netto zzgl. 
der jeweils geltenden gesetzlichen USt von derzeit 
19 %. 
 
5.2 
Die Preise sind größenabhängig gestaffelt (wie zum 
Beispiel Anzahl Zimmer, Umsatz, Mitarbeiter oder 
sonstiger Größen/Kennzahlen eines Betriebes). 
GreenSign kann angemessene Nachweise der ge-
machten Angaben zu der Größe eines Betriebes 
verlangen. Für den Fall fehlerhafter Angaben gilt der 
entsprechende Preis für die nachgewiesene Größe. 

Bei Jahresumsatzdaten gelten die Umsätze des vol-
len Kalenderjahres, das vor dem Auftragsdatum 
oder dem Verlängerungsdatum geendet hat. 
 
5.3 
GreenSign kann angemessene Kostenvorschüsse 
verlangen und/oder Teilrechnungen entsprechend 
den bereits erbrachten Leistungen stellen. Teilrech-
nungen müssen als solche bezeichnet, sein. Der Er-
halt einer Rechnung bedeutet nicht, dass Green-
Sign damit den Auftrag vollständig abgerechnet hat. 
 
5.4 
Reisekosten, Reisezeiten, Spesen und Übernach-
tungskosten sowie außerordentliche Auditzeiten 
aus beispielsweise notwendigen Überprüfungen 
von Beschwerden werden gemäß den Festlegun-
gen im individuell abgeschlossenen Auftrag in 
Rechnung gestellt. 
 
6. Fristen, Verzug, Unmöglichkeit 

6.1 
Etwaige Angaben von Fristen sind unverbindlich, es 
sei denn, der Auftraggeber und GreenSign verein-
baren ausdrücklich in Textform eine Verbindlichkeit. 
 
6.2 
Setzt der Auftraggeber GreenSign nach Fälligkeit 
der Leistung eine angemessene Nachfrist und lässt 
GreenSign diese Frist verstreichen oder wird 
GreenSign die Leistung unmöglich, ist der Auftrag-
geber berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten und - 
sofern GreenSign ein Verschulden trifft - Schadens-
ersatz statt der Leistung zu verlangen. Die §§ 281, 
323 BGB bleiben unberührt. 
 
7. Absage, Verschieben von Audit-Terminen 

7.1 
GreenSign ist berechtigt, vereinbarte Audit-Termine 
ohne Angaben von Gründen bis zehn Arbeitstage 
vor dem geplanten Termin abzusagen oder zu ver-
schieben. GreenSign ist auch zu Absagen von Au-
dit-Terminen bis zum Tag der Prüfung berechtigt, 
wenn und soweit sie dazu aus Gründen von notwen-
digen Anpassungen des Zertifizierungsverfahrens 
gezwungen ist und die geplante Zertifizierung nicht 
wie ursprünglich vorgesehen angeboten werden 
kann. Der Auftraggeber hat in diesen Fällen keiner-
lei Anspruch auf Schadensersatz oder auf Ersatz 
sonstiger Aufwendungen. 
 
7.2 
Bei Ausfall eines Audit-Termins durch Krankheit des 
Auditors oder sonstige unvorhersehbare Ereignisse 
besteht kein Anspruch auf Durchführung des Audits. 
Auf einen Ersatztermin werden sich die Vertrags-
parteien einvernehmlich verständigen. Fällt ein ver-
einbarter Audit-Termin ersatzlos aus und hat Green-
Sign dies zu vertreten, werden dem Auftraggeber 
bereits geleistete Audit-Gebühren zurückerstattet. 
Darüberhinausgehende Ansprüche des Auftragge-
bers bzw. der an dem Audit teilnehmenden Perso-
nen bestehen nicht. 
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7.3 
Haben die Vertragsparteien einen Audit-Termin ver-
einbart, kann der Auftraggeber den Audit-Termin bis 
zu zehn Arbeitstage vor dem geplanten Termin stor-
nieren. Eine Stornierung ist allerdings nur dann kos-
tenfrei, wenn der Auftraggeber verbindlich einen 
neuen Termin anbietet, der innerhalb von 4 Wochen 
nach dem ursprünglich vereinbarten Termin liegt. 
Bei einer späteren Absage eines Audit-Termins 
bzw. Absage eines Termins ohne neuen Terminvor-
schlag fällt eine Stornierungsgebühr von 50 % der 
jeweils vereinbarten Auditgebühr an. Die Verpflich-
tung zum Vorschlag eines verbindlichen neuen Au-
dit-Termins, der innerhalb von 4 Wochen nach dem 
ursprünglich vereinbarten Termin liegt, bleibt beste-
hen. Etwa bereits ausgelöste und nicht erstattbare 
Kosten für die Reise des Auditors müssen bei jeder 
Terminabsage vom Auftraggeber erstattet werden. 
Jede weitere Absage eines vereinbarten Termins 
löst, wenn nicht ein wichtiger Grund für die Absage 
vorliegt, neben der Erstattung der tatsächlich ange-
fallenen Kosten eine Vertragsstrafe in Höhe einer 
Auditgebühr aus. Die Vertragsstrafe wird auf etwa 
bestehende Schadensersatzansprüche angerech-
net. 
 
8. Gewährleistung 

8.1 
Die Gewährleistung von GreenSign umfasst nur die 
gemäß Ziffer 2. und im individuellen Auftrag festge-
legten Leistungen. 
 
8.2 
Die Gewährleistungspflicht von GreenSign ist zu-
nächst beschränkt auf die Nacherfüllung innerhalb 
einer angemessenen Frist. Schlägt die Nacherfül-
lung fehl, sie wird also unmöglich, dem Auftragge-
ber unzumutbar oder von GreenSign unberechtigt 
verweigert oder ungebührlich verzögert, ist der Auf-
traggeber nach seiner Wahl berechtigt, eine Herab-
setzung der Vergütung oder die Rückgängigma-
chung des Vertrags zu verlangen. 
 
8.3 
Ansprüche auf Nacherfüllung, Herabsetzung der 
Vergütung oder Rückgängigmachung des Vertra-
ges, die nicht der Verjährung des § 438 Abs. 1 Nr. 2 
oder § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB unterliegen, verjähren 
nach einem Jahr ab dem gesetzlichen Verjährungs-
beginn, es sei denn, GreenSign hat den Mangel arg-
listig verschwiegen. 
 
8.4 
Aufwendungsersatzansprüche gemäß § 635 Abs. 2 
BGB bleiben unberührt. 
 
9. Haftung 

9.1 
Falls sich aus diesen AGB einschließlich der nach-
folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, 
haftet GreenSign bei Pflichtverletzungen nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 
 

9.2 
Auf Schadensersatz haftet GreenSign, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, im Rahmen der Verschul-
denshaftung nur bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet GreenSign 
vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabes 
nach den gesetzlichen Vorschriften (z.B. Sorgfalt in 
eigenen Angelegenheiten) nur (i) für Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, (ii) für Schäden aus der nicht unerheb-
lichen Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht 
(Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrages überhaupt er-
möglicht und auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in letzte-
rem Fall ist die Haftung von GreenSign jedoch auf 
den Ersatz des bei Vertragsschluss vorhersehba-
ren, typischerweise eintretenden Schadens be-
grenzt. 
 
9.3 
Die Haftungsbeschränkung gemäß Nr. 9.2 gilt auch 
bei Pflichtverletzungen durch bzw. zu Gunsten von 
Personen, deren Verschulden GreenSign nach ge-
setzlichen Vorschriften zu vertreten hat, sowie eine 
etwaige persönliche Haftung von Organen sowie 
Sachverständigen und sonstigen Mitarbeitern von 
GreenSign. Sie gilt nicht, soweit GreenSign bzw. die 
vorgenannten Personen einen Mangel arglistig ver-
schwiegen haben, sowie bei Ansprüchen aus einer 
Beschaffenheitsgarantie oder für Ansprüche nach 
dem Produkthaftungsgesetz. 
 
9.4 
Der Auftraggeber hat etwaige Schäden, für die 
GreenSign haften soll, GreenSign unverzüglich in 
Textform anzuzeigen. 
 
9.5 
Soweit Schadensersatzansprüche nach dieser 
Nummer beschränkt sind, verjähren sie, soweit sie 
nicht der Verjährung der § 438 Abs. 1 Nr. 2 oder § 
634a Abs. 1 Nr. 2 BGB unterliegen, nach einem 
Jahr ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 
 
10. Höhere Gewalt 

10.1 
Für den Fall, dass eine der Vertragsparteien auf-
grund eines ungewöhnlichen und unvorhersehbaren 
Ereignisses, auf das diese Partei keinen Einfluss hat 
und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können (hö-
here Gewalt), ihre Leistungspflichten gegenüber der 
anderen Partei ganz oder teilweise nicht oder nicht 
rechtzeitig erfüllen kann, sind die betroffenen Leis-
tungspflichten der sich auf höhere Gewalt berufen-
den Partei so lange ausgesetzt, wie das Ereignis und 
dessen Folgen andauern; ebenso entfallen für die-
sen Zeitraum etwaige Gegenleistungspflichten der 
anderen Partei. 
 
10.2 
Ansprüche, insbesondere Schadensersatzansprü-
che der anderen Partei bestehen insoweit nicht. Die 
sich auf höhere Gewalt berufende Partei ist jedoch 
verpflichtet, die andere Partei unverzüglich in Text-
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form über das Ereignis, die ausgesetzten Leistungs-
pflichten sowie die voraussichtliche Dauer der Aus-
setzung der Leistungspflichten zu informieren. Ent-
sprechendes gilt, wenn die sich auf höhere Gewalt 
berufende Partei während der Aussetzung der Leis-
tungspflichten unter Beachtung der gebotenen 
Sorgfalt erkennen muss, dass sich die mitgeteilte 
voraussichtliche Dauer der Aussetzung wesentlich 
verändert. 
 
10.3 
Dauert das Ereignis länger als sechs Monate ab 
erstmaliger Information gegenüber der anderen 
Partei an, sind beide Parteien berechtigt, vom Ver-
trag zurückzutreten. An die Stelle des Rücktritts tritt 
für Dauerschuldverhältnisse das Recht zur Kündi-
gung. Die Aussetzung einer Zahlungspflicht kann - 
außer in gesetzlich angeordneten Fällen oder wenn 
es sich um eine Gegenleistungspflicht im Sinne von 
Satz 1 handelt - nicht auf höhere Gewalt gestützt 
werden. § 287 S. 2 BGB (Haftung für Zufall während 
des Schuldnerverzugs) bleibt unberührt. 
 
11. Dauer, Kündigung  

11.1 
Der Vertrag über die Nutzung des Onlinetools sowie 
der Zertifizierung hat eine Laufzeit von drei Jahren 
und verlängert sich automatisch um weitere drei 
Jahre, wenn er nicht sechs Monate vor Ablauf der 
jeweiligen Laufzeit in Textform gekündigt wird. Die 
Verlängerung hat eine Laufzeit von drei Jahren. Die 
Einzelheiten zur Verlängerung sind im Auftrag 
selbst geregelt. Für den Zertifizierungszyklus bei 
Verlängerung gelten die zum Zeitpunkt der Verlän-
gerung für eine Zertifizierung geltenden aktuellen 
Zertifizierungsbedingungen. Die Lizenzgebühren 
für den jeweiligen Verlängerungszeitraum richten 
sich nach der von GreenSign auf der Website 
(www.greensign.de/lizenzen) zum Zeitpunkt der 
Vertragsverlängerung veröffentlichen Gebühren-
liste. 
 
11.2 
Jede Partei ist nach Abmahnung zur fristlosen Kün-
digung berechtigt, wenn eine grobe Verletzung der 
Vereinbarung vorliegt. GreenSign ist insbesondere 
zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn das Zerti-
fizierungsentgelt trotz erfolgter Mahnung nicht ent-
richtet wurde, oder aber das Zertifikat oder eine Zer-
tifizierung bereits genutzt/verwendet wird, obwohl 
die Zertifizierung noch nicht von GreenSign abge-
schlossen wurde. In beiden Fällen ist der Auftragge-
ber verpflichtet, zusätzlich zu den etwa geschulde-
ten Lizenzgebühren eine Vertragsstrafe in Höhe ei-
ner Jahreslizenzgebühr zu zahlen. Die Vertrags-
strafe wird auf etwa bestehende Schadensersatz-
ansprüche angerechnet. 
 
GreenSign kann auch fristlos kündigen, wenn über 
das Vermögen des Auftraggebers ein Insolvenzver-
fahren eröffnet wird, sowie im Fall von betriebsbe-
zogenen Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen 
den Auftraggeber. 
 
11.3 
Eine Erstattung bereits GreenSign gezahlter Ent-
gelte für die Laufzeit der Zertifizierung erfolgt nicht. 

 
12. Geheimhaltung, Urheberrecht, Daten-
schutz 

12.1 
Die Daten und Unterlagen, die GreenSign vom Auf-
traggeber zur Durchführung des Auftrags erhalten 
hat, darf GreenSign zu den Akten nehmen. 
 
12.2 
GreenSign wird Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nisse, die ihr bei der Durchführung des Auftrags zur 
Kenntnis gelangen, außerhalb der Durchführung 
des Auftrags nicht unbefugt offenbaren und verwer-
ten. 
 
12.3 
GreenSign verarbeitet personenbezogene Daten 
des Auftraggebers zur ordnungsgemäßen Auf-
tragserfüllung und auch im Übrigen nur zu erlaubten 
Zwecken. Dazu setzt GreenSign auch automatische 
Datenverarbeitungsanlagen ein. Bei der Datenver-
arbeitung erfüllt GreenSign alle anwendbaren da-
tenschutzrechtlichen Anforderungen. 
 
12.4 
GreenSign ist berechtigt, anonymisierte Daten aus 
dem Zertifizierungsprozess/der Konformitätsbewer-
tung zu statistischen Zwecken oder für Auswertun-
gen und Studien zu nutzen und deren Erkenntnisse 
nach billigem Ermessen zu verwenden. 
 
13. Nebenabreden und Gerichtsstand 

13.1 
Der Zertifizierungskatalog/die Kriterien des Konfor-
mitätsbewertungsprogrammes sind Bestandteil des 
Auftrags. 
 
13.2 
Alle Änderungen des Auftrags müssen schriftlich er-
folgen und von beiden Parteien unterzeichnet wer-
den. Mündliche Nebenabreden sind nicht wirksam. 
 
13.3 
GreenSign ist berechtigt, diese AGB jederzeit mit 
Wirkung für bestehende Vertragsverhältnisse zu än-
dern, sofern die Änderungen nicht wesentliche Ver-
tragsbestandteile betreffen. Die geänderten Bedin-
gungen werden dem Auftraggeber in Textform mit-
geteilt. Widerspricht der Auftraggeber nicht inner-
halb von vier Wochen nach Zugang der Mitteilung, 
gelten die geänderten AGB als angenommen. Auf 
das Widerspruchsrecht und die Rechtsfolgen des 
Schweigens wird in der Mitteilung gesondert hinge-
wiesen. Änderungen, die wesentliche Vertragsbe-
standteile betreffen - insbesondere Leistungen, Ver-
gütung oder Haftung - bedürfen der ausdrücklichen 
Zustimmung des Auftragsgebers. Solche Änderun-
gen werden dem Auftraggeber in Textform mitgeteilt 
und treten nur mit dessen Zustimmung in Kraft. 
 
13.4 
Die Vertragsparteien vereinbaren für alle aus und im 
Zusammenhang mit diesem Vertrag stehenden 
Streitigkeiten, soweit gesetzlich zulässig, die aus-
schließliche Zuständigkeit des Gerichts am Firmen-
sitz des Auftragsnehmers. Es gilt deutsches Recht. 


